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§ 1 Einführung

A. Die Lebenswirklichkeit im digitalen Wandel

Die Gesellschaft des 21. Jahrhunderts sieht sich einem permanenten Sog 
digitaler Transformation1 ausgesetzt. Die Früchte seines weitreichenden Ein-
flusses werden nicht nur in privaten Lebensbereichen offenbar2, wo die In-
klusion der Technik in das alltägliche Leben der Bürger in nahezu allen Le-
bensbereichen ein bisher nie dagewesenes Ausmaß erreicht hat und eine 
vormals anzutreffende kritische Distanz gegenüber technischen Einwirkun-
gen häufig einer gesellschaftlich überwiegenden Billigung algorithmischer 
Beeinflussung und Steuerung gewichen ist.3 Auch die Berufswelt ist längst 
von den Verheißungen digitaler Arbeitssphären ergriffen und unterliegt dem-
entsprechend tiefgreifenden und teils disruptiven Veränderungsprozessen, 
wie sich dies paradigmatisch etwa an der Vision einer intelligenten und digi-
tal vernetzten industriellen Produktion, der sog. Industrie 4.04, oder der hie-
ran anknüpfenden und unter dem Stichwort „Arbeit 4.0“ geführten Diskus-
sion über die Zukunft der Arbeitsgesellschaft im digitalen Zeitalter5 veran-
schaulichen lässt. Forciert werden die transformativen Prozesse dabei zum 
einen durch eine Allgegenwart der Daten, dem primären Rohstoff des Infor-

1  In Anlehnung an Hoffmann-Riem, Das Recht im Sog digitaler Transformation, 
2022.

2  Zur Digitalisierung als kulturellem Phänomen Boehme-Neßler, Unscharfes Recht, 
S. 100 f.

3  Insbesondere jüngere Generationen sind in heutiger Zeit allgegenwärtig mit algo-
rithmisch determinierten Vorschlägen, Hinweisen, Vorauswahlen und sonstigen Be-
einflussungen konfrontiert. Ihre Aura des technischen Novums haben algorithmisch 
determinierte Arbeits- und Funktionsweisen dabei längst verloren; sie werden viel-
mehr als normal und üblich wahrgenommen.

4  Vgl. zum Begriff den einführenden Artikel des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie, abrufbar unter https://www.plattform-i40.de/PI40/Navigation/DE/
Industrie40/WasIndustrie40/was-ist-industrie-40.html, sowie die Broschüre „Indus
trie 4.0“ des Bundesministeriums für Bildung und Forschung, abrufbar unter https://
www.bmbf.de/SharedDocs/Publikationen/de/bmbf/5/30916_Industrie_4_0.pdf?__
blob=publicationFile&v=3 (letzter Aufruf jeweils am 31.1.2022).

5  Vgl. zum sog. „Dialogprozess Arbeiten 4.0“ etwa die Erläuterungen des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Soziales, abrufbar unter https://www.bmas.de/DE/Arbeit/
Digitalisierung-der-Arbeitswelt/Arbeiten-vier-null/arbeiten-4-0.html (letzter Aufruf 
am 31.1.2022).
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mationszeitalters6, deren Menge, Verfügbarkeit und letztlich Aussagekraft 
angesichts stetiger Zunahme datenerhebender Sensoren im Alltag exponen
tiell ansteigt. Gleichzeitig unterliegt auch die technische Realisierbarkeit 
selbst hochkomplexer und indeterminierter Software-Systeme einer fortlau-
fenden Perfektionierung. Insbesondere selbstlernende Algorithmen und andere 
Formen künstlicher Intelligenz, die zur Verarbeitung der enormen Datenmen-
gen überhaupt erst imstande sind, stehen in diesem Sinne vor ihrer Ausreifung 
und sind längst in breiteren Anwendungsfeldern angekommen, was vor weni-
gen Jahren noch als unvorstellbar galt.7 Selbst der in jüngster Zeit pandemisch 
erzwungenen Unmöglichkeit des persönlichen Kontakts dürften insoweit be-
schleunigende und intensivierende Effekte zuzuschreiben sein.8 Dass die Di-
gitalisierung von Staat und Gesellschaft als eines der zentralsten politischen 
Themen unserer Zeit verstanden wird9, kann vor diesem Hintergrund nicht 
prinzipiell verwundern.

Die Jurisprudenz blieb von diesen Entwicklungen freilich nicht unberührt, 
obgleich Digitalisierungsprozesse im Bereich der rechtlichen Praxis im Ver-
gleich zum Privat- und Wirtschaftssektor typischerweise eher schleppend 
voranschreiten10. Wie nie zuvor stehen auch genuin juristische Arbeits- und 
Denkvorgänge in enger Wechselwirkung zu den gesellschaftlichen und tech-
nischen Rahmenbedingungen, die das heutige Informationszeitalter prägen. 
Diese Wechselwirkungen materialisieren sich dabei nicht nur in der recht
lichen Bewältigung neuartiger Fallkonstellationen und Probleme, die mit 
den modernen technischen Möglichkeiten oder soziokulturellen Phänomenen 

6  Vgl. nur Spitz, Daten  – das Öl des 21. Jahrhunderts?; auch die ehemalige Bun-
deskanzlerin Angela Merkel nannte vor dem Start der Computer- und Technologie-
messe CeBIT 2016 in Hannover Daten „die Rohstoffe des 21. Jahrhunderts“.

7  Vgl. allgemein Hoffmann-Riem, Recht im Sog der digitalen Transformation, 
S. 39 ff. Zum Einsatz solcher Systeme beispielsweise in der Kriegsführung: Hanke/
Riedel, Tödliche Algorithmen – Wie künstliche Intelligenz die Kriegsführung revolu-
tioniert, in: Handelsblatt online vom 16.6.2018, abrufbar unter https://www.handels-
blatt.com/unternehmen/industrie/neue-waffensysteme-toedliche-algorithmen-wie- 
kuenstliche-intelligenz-die-kriegsfuehrung-revolutioniert/22675868.html?ticket=ST-
2057533-oSc9dt3mf4VvxpLc17hc-ap1 (letzter Aufruf am 3.2.2022); zum Einsatz 
selbstlernender Algorithmen bei der Umsetzung einer Gehirn-Computer-Schnittstelle, 
die derzeit von Elon Musks Start-Up-Unternehmen Neuralink entwickelt wird Barthel, 
Affe mit Elon Musks Gehirnchip steuert Computerspiel nur mit seinen Gedanken, 
abrufbar unter https://www.merkur.de/welt/affe-mit-elon-musks-gehirnchip-steuert-
computerspiel-nur-mit-kraft-seiner-gedanken-zr-90458155.html (letzter Aufruf am 
3.2.2022).

8  Zur Rolle der Corona-Pandemie für das E-Government etwa Guckelberger, DÖV 
2021, 566 f. m. w. N.; vgl. aus einem allgemeineren Blickwinkel auch Hoffmann-Riem, 
Recht im Sog der digitalen Transformation, S. 8 ff. m. w. N.

9  Berger, NVwZ 2018, 1260; Köhler, WzS, 2018, 279 sowie Maier, JZ 2017, 614.
10  Vgl. in Bezug auf das Besteuerungsverfahren Ley, DStR 2019, 72.
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in Zusammenhang stehen, sondern gerade auch in der Dienstbarmachung 
der verfügbaren technischen Potenziale im Rahmen der juristischen Profes-
sionen und deren Rückwirkungen auf den Binnenbereich juristischen Wir-
kens. 

Während diesbezüglich im anwaltlichen und justiziellen Kontext vor allem 
die Leitidee der „E-Justice“ als elektronische Abwicklung des Gerichtswe-
sens11 und die zunehmende Etablierung von nicht selten als disruptiv emp-
fundenen Legal-Tech-Anwendungen12 im Zentrum des Diskurses stehen, 
wobei im Zusammenhang mit Letzteren nicht nur Sorgen um die Zukunft der 
juristischen Berufsbilder und ihrer vollständigen Ersetzbarkeit diskutiert13, 
sondern sogar Überlegungen über den „Anfang vom Ende des Rechts“14 an-
gestellt werden, lebt der Geist der Digitalisierung vor dem Hintergrund der 
(hier maßgeblichen) öffentlichen Verwaltung allen voran in dem breiter an-
gelegten Begriff des sog. „E-Government“ auf, der nach der gängigen sog. 
Speyerer Definition die „Abwicklung geschäftlicher Prozesse im Zusam
menhang mit Regieren und Verwalten (Government) mit Hilfe von Informa-
tions- und Kommunikationstechniken über elektronische Medien“ umfasst15. 
„E-Government“ ist dabei – neben deskriptiv-zuordnenden Qualitäten – auch 
als sich bereits seit längerem in Gang befindlicher und stetig andauernder 
Entwicklungs- und Modernisierungsprozess innerhalb der öffentlichen Ver-
waltung zu verstehen16, der nicht zuletzt von den erheblichen Effizienzstei-
gerungen und Ressourceneinsparungen getrieben wird, die systematisch um-
greifende IT-Lösungen in einer personell immer schwächer ausgestatteten 
öffentlichen Verwaltung versprechen, trotz der vielbeschworenen Entlastung 
der knappen Personalressourcen jedoch nicht derart eindimensional bleibt, 
sondern auch bei den rechtsunterworfenen Bürgern die berechtigte Hoffnung 

11  Zu den gesetzlichen Eckpunkten der Umsetzung der E-Justice Kesper/Ory, NJW 
2017, 2709 ff.; zum aktuellen Stand der Entwicklungen auch Nink, Justiz und Algo-
rithmen, S. 161 ff.; mit Perspektiven künftiger Entwicklungen zudem Rühl, JZ 2020, 
809 ff.; Neubert, DRiZ 2021, 108 ff.

12  Zum Begriff allgemein Groh, in: Creifelds, Rechtswörterbuch, Legal Tech; 
eingehender zur Thematik und mit Beispielen etwa Hähnchen/Schrader/Weiler/
Wischmeyer, JuS 2020, 625 ff.; Buchholtz, JuS 2017, 955 ff.; ausführlich Hartung/
Bues/Halbleib, Legal Tech, 2018; Timmermann, Legal Tech-Anwendungen, 2020.

13  Vgl. nur Kilian, NJW 2017, 3043 (3048 ff.).
14  Boehme-Neßler, NJW 2017, 3031; vgl. insoweit auch die (freilich überwiegend 

vorhersagenden) Überlegungen von Schwintowski, NJOZ 2018, 1601 ff.
15  von Lucke/Reinermann, Speyerer Definition von Electronic Government, S. 1, 

abrufbar unter http://www.joernvonlucke.de/ruvii/Sp-EGov.pdf (letzter Aufruf am 
1.2.2021).

16  Zu E-Government als Bestandteil des Verwaltungsreformprozesses Nolte, DÖV 
2007, 941 ff.


